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Gebührenrecht

absicherung�durch�sondervereinbarung

Unwägbarkeiten bei der Gebührenabrechnung  
im finanzgerichtlichen rechtsstreit vermeiden
von�stb�Wp�gerald�schwamberger,�göttingen

|� die�führung�eines�rechtsstreits�vor�dem�fg�ist�für�den�steuerberater�kein�
Tagesgeschäft,�jedoch�in�besonderen�fällen�erforderlich�und�sinnvoll.�im�all-
gemeinen� liegt� diesem� rechtsstreit� schon� ein� umfangreiches� vorverfahren�
zugrunde.�die�vergütung�für�diese�qualifizierte�und�aufwendige�Tätigkeit�soll-
te�daher�sichergestellt�sein.�die�vergütung�ist�zwar,�da�es�für�das�einspruchs-
verfahren�wie�auch�für�das�Klageverfahren�Wertgebühren�gibt,�vorab�bere-
chenbar.�Wie�nachfolgend�aufgezeigt�wird,�sollte�jedoch�immer�eine�sonder-
vereinbarung�mit�dem�Mandanten�von�vornherein�abgeschlossen�werden.� |

erläuterung anhand eines beispiels
nachfolgendes�beispiel�soll�darlegen,�dass�die�gebührenabrechnung�–�ins-
besondere�wenn�der�fiskus�die�erstattung�der�gebühren�vorzunehmen�hat�–�
nicht�unbedingt�der�vorherigen�Kalkulation�des�steuerberaters�entspricht.

Sachverhalt des beispiels
ein� betriebsprüfungsverfahren� über� vier� Kalenderjahre� wird� mit� einer� tat-
sächlichen�verständigung�beendet.�die�berichtigten�Körperschaftsteuerbe-
scheide� werden� mit� einspruch� angefochten,� weil� in� der� tatsächlichen� ver-
ständigung� eindeutige� rechenfehler� durch� den� betriebsprüfer� enthalten�
sind,�die�korrigiert�werden�sollen.�diese�berichtigungen�sollen�die�geschätz-
ten� verdeckten� gewinnausschüttungen� kürzen,� wobei� sich� durch� verlust-
vorträge� und� -rückträge� unterschiedsbeträge� zwischen� den� festgesetzten�
Körperschaftsteuerbeträgen�ergeben,�sodass�sich�für�alle�vier�Kalenderjahre�
ein�gegenstandswert�von�13.188�eur�ergibt.

einspruchsverfahren
das�verfahren�bezüglich�des�einspruchs�gegen�die�steuerbescheide,�die�auf-
grund�der�tatsächlichen�verständigung�ergangen�sind,�wurde�mit�erheblicher�
heftigkeit�geführt.�das�finanzamt�bestand�darauf,�die�tatsächliche�verständi-
gung�so�durchzuführen,�wie�sie�von�den�parteien�unterzeichnet�war,�und�wies�
aus� diesem� grund� jede� Korrektur� ab.� auch� ein� persönliches� gespräch� mit�
Mandant,� betriebsprüfern,� vertretern� der� rechtsbehelfsstelle� und� sachge-
bietsleitern�führte�nicht�zum�erfolg�(siehe�bMf-schreiben�vom�30.7.08,�Tz.�6).�
insgesamt�war�dies�ein�sehr�arbeitsaufwendiges�verfahren,�zumal�eine�ein-
schlägige�rechtsprechung�für�den�zu�entscheidenden�fall�nicht�vorlag.�die�
einsprüche�gegen�die�Körperschaftsteuerbescheide�für�die�vier�Kalenderjah-
re�wurden�durch�einspruchsbescheid�abgewiesen.

Finanzgerichtliches Verfahren
auch� im� finanzgerichtlichen� verfahren� blieb� das� beklagte� finanzamt� zu-
nächst�auf�seinem�standpunkt,�dass�das�ergebnis�laut�tatsächlicher�verstän-
digung�keiner�berichtigung�zugänglich�sei.�verständlicherweise�wurde�auch�
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hier� ein� umfangreicher� schriftverkehr� geführt.� Bevor� es� jedoch� zu� einer�
mündlichen� Verhandlung� kam,� hat� das� finanzamt� Berichtigungsbescheide�
für�alle�vier�Kalenderjahre�erlassen,�sodass�in�etwa�das�gleiche�ergebnis�er-
zielt�wurde,�wie�im�rahmen�des�einspruchsverfahrens�und�des�Klageverfah-
rens�von�der�Klägerin�angestrebt.�

allerdings�wurde�in�den�Berichtigungsbescheiden�nicht�–�wie�beantragt�–�die�
verdeckte�gewinnausschüttung�geändert,�sondern�es�wurden�pauschal�ge-
winnminderungen�bei�der�Kürzung�von�nicht�abzugsfähigen�ausgaben�vorge-
nommen.� Dies� ergab� für� die� einzelnen� Kalenderjahre� unterschiedliche� er-
gebnisse�gegenüber�dem�Klageantrag,�weil�die�vorgenommenen�Änderun-
gen�des�finanzamts�in�gleichen�pauschalen�Beträgen�für�jedes�Kalenderjahr�
vorgenommen�wurden�und�sich� in�den�einzelnen�Kalenderjahren�durch�die�
vorhandenen�bzw.�sich�ergebenden�Verlust-Vor-�und�-rückträge�unterschied-
liche�steuerliche�auswirkungen�ergaben.

Kostenentscheidung des fG
aufgrund� der� vorgenannten� entwicklung� wurde� das� Klageverfahren� in� der�
hauptsache�für�erledigt�erklärt.�Der�Kostenbeamte�hat�aufgrund�der�sich�un-
terschiedlich�darstellenden�auswirkungen�der�einzelnen�Kalenderjahre�ge-
genüber�dem�Klageantrag�eine�Kostenerstattung�durch�den�fiskus�in�höhe�
von�11/14�anerkannt,�obwohl�vom�ergebnis�her�eine�volle�erstattung�angezeigt�
gewesen�wäre.

Kostenermittlung
Wie�bereits�dargestellt,�stellte�der�Kostenbeamte�die�tatsächlichen�auswir-
kungen�auf�die�Körperschaftsteuer�für�das�einzelne�Kalenderjahr�den�im�Kla-
geantrag�geltend�gemachten�Beträgen�gegenüber.�Dies�erfolgte,�obwohl�es�
sich�für�alle�vier�Kalenderjahre�um�ein�zusammengefasstes�Klageverfahren�
handelte.

hierbei�ergab�sich,�dass�als�Bemessungsgrundlage�für�die�Kosten�nicht�der�
angestrebte�gegenstandswert�von�13.188�eur,�sondern�lediglich�6.655�eur�
zugrundegelegt�wurden.�Die�erinnerung�gegen�die�Kostenfestsetzung�hatte�
keinen�erfolg.

Das�fg�führt�in�der�entscheidung�über�die�erinnerung�aus,�dass�sich�die�Klä-
gerin�in�der�Klagebegründung�ausdrücklich�dagegen�gewandt�habe,�dass�die�
in�einer�tatsächlichen�Verständigung�niedergelegten�verdeckten�gewinnaus-
schüttungen�nicht�durch�höhe�der�hinzuschätzungen�gedeckt�seien,�sodass�
die�verdeckten�gewinnausschüttungen�zu�mindern�seien.�Dies�lässt�nur�die�
auslegung�zu,�dass�das�Begehren�der�erinnerungsführerin�darauf�gerichtet�
war,�die�Körperschaftsteuer�für�die�einzelnen�Jahre�so�weit�herabzusetzen,�
wie�sich�die�steuerbeträge�durch�eine�entsprechend�geringere�Berücksichti-
gung�der�vga�ergeben�würden.�Da�das�finanzamt�die�Berichtigung�der�Kör-
perschaftsteuer�nicht�aufgrund�von�Berichtigungen�der�vga,�sondern�wegen�
anderer�Berichtigungen�im�ergebnis�in�gleicher�höhe�geändert�hat,�sei�der�
Klageantrag�nicht�genau�beziffert�gewesen.�allerdings�ist�festzustellen,�dass�
in�der�anlage�zum�Klageantrag�eine�genaue�Berechnung�der�angestrebten�
Körperschaftsteuer�für�die�einzelnen�Kalenderjahre�dargestellt�wurde.�Dies�
wird�vom�fg�völlig�ignoriert.
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sowohl�bei�der�Kostenentscheidung�als�auch�bei�der�Kostenermittlung�hat�
der� Kostenbeamte� offenbar� die� einzelnen� Kalenderjahre� hinsichtlich� Kla-
geantrag�und�endgültiger�Änderung�verglichen.�unseres�erachtens�ist�dies�
bei�einem�zusammengefassten,�für�vier�Kalenderjahre�geführten�Verfahren�
nicht� zulässig,� weil� bei� einer� zusammenfassenden� gebührenbemessung�
nicht�jedes�Kalenderjahr,�sondern�die�steuerliche�auswirkung�insgesamt�ge-
genstandswert�der�gebührenberechnung� ist.�gegenstand�der�gebührenbe-
messung�ist�die�Veränderung�der�festgesetzten�steuern�und�nicht�einzelne�
sachverhalte�der�einkommensermittlung.

ermittlung der Gebühren
im� einspruchsverfahren� hat� der� steuerberater� die� geschäftsgebühr� gem.��
§�40�abs.�2�stBgebV�mit�20/10�angesetzt.�§�40�abs.�2�stBgebV�war�anzuwen-
den,�weil�dem�steuerberater�gebühren�nach�§�28�stBgebV�zustanden.

Vorverfahren
Die�höchstgebühr�war�angezeigt,�weil�ein�umfangreicher�schriftverkehr�im�
rahmen�des�Vorverfahrens�und�eine�persönliche�Besprechung�an�amtsstelle�
des�zuständigen�finanzamts�durchgeführt�wurden.�Da�es�schon�eine�Beson-
derheit�ist,�wenn�durch�den�einspruch�eine�tatsächliche�Verständigung�ange-
fochten�wird,�handelt�es�sich�hierbei�um�einen�fall�von�großer�schwierigkeit�
der�beruflichen�Tätigkeit�und�von�hoher�Bedeutung.�Die�hohe�Bedeutung�lag�
auch�für�die�Mandantin�vor,�weil�sich�durch�die�Betriebsprüfung,�und�insbe-
sondere� durch� das� ergebnis� der� tatsächlichen� Verständigung� auch� für� die�
zukunft�nicht�unerhebliche�steuerliche�auswirkungen�für�die�Mandantin�er-
gaben.

nach�§�11�stBgebV�bestimmt�der�steuerberater�die�gebühr�im�einzelfall�un-
ter� Berücksichtigung� aller� umstände,� vor� allem� des� umfangs� und� der�
schwierigkeit�der�beruflichen�Tätigkeit�sowie�der�Bedeutung�der�angelegen-
heit.�im�hier�geschilderten�fall�lag�ein�sehr�großer�umfang�der�Tätigkeit�vor,�
weil�nicht�nur�die�Tätigkeit�gegenüber�dem�zuständigen�finanzamt,�sondern�
auch�die�Tätigkeit�gegenüber�der�Mandantin,�also�z.B.�mehrere�Besprechun-
gen�mit�den�geschäftsführern,�zu�berücksichtigen�sind.

Das�fg�Köln�hat�mit�Beschluss�vom�25.6.09�(10�Ko�610/09,�abruf-nr.�XXXXX)��
rechtskräftig�entschieden:

◼◼ Beschluss des fG Köln

„im�falle�von�rahmengebühren�bestimmt�der�anwalt�die�gebühr� im�einzelfall�
grundsätzlich�unter�Berücksichtigung�aller�umstände,� vor�allem�des�umfangs�
und�der�schwierigkeit�der�anwaltlichen�Tätigkeit,�der�Bedeutung�der�angelegen-
heit�für�den�auftraggeber�sowie�seiner�einkommens-�und�Vermögensverhältnis-
se�und�auch�des�anwaltlichen�haftungsrisikos�nach�billigem�ermessen.“

im�ablehnenden�Bescheid�aufgrund�der�erinnerung�führt�das�niedersächsi-
sche�fg�(30.8.11,�6�Ko�7/11,�abruf-nr.�XXXXX)�aus,�dass�sich�der�sachverhalt�
entgegen� der� auffassung� der� erinnerungsführerin� nicht� als� so� schwierig�
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oder�umfangreich�vom�normalfall�abweichend�darstellt,�dass�der�ansatz�ei-
ner�geschäftsgebühr�von�mehr�als�11,5/10�bis�hin�zu�20/10�einer�vollen�gebühr�
angemessen�wäre.�auf�die�Berechnungsgrundlagen,�die�das�fg�Köln�festge-
stellt�hat�und�die�sich�mit�der�Vorschrift�des�§� 11�stBgebV�decken,�wird� in�
keiner�Weise�eingegangen�oder�hingewiesen.

Hinweis |�aufgrund�der�Begründung�des�niedersächsischen�fg�ist�wohl�kaum�
damit�zu�rechnen,�dass�je�für�einen�fall�die�zulässige�höchstgebühr�von�20/10�im�
Vorverfahren�angesetzt�werden�kann.�auf�die�frage�der�ordnungsgemäßen�aus-
übung�des�ermessens�ist�das�fg�ebenfalls�nicht�eingegangen.

Gerichtliches Verfahren
nach� §� 45� stBgebV� ist� im� gerichtlichen� Verfahren� die� rVg,� insbesondere��
§�13�rVg,�nr.�3200,�3201,�1008�VV�rVg�anzuwenden.�Das�fg�führt�dabei�aus,�dass�
nach�der�Vorbemerkung�3�abs.�4�zu�Teil�3�VV�rVg�eine�wegen�desselben�gegen-
stands� nach� den� nr.� 2300-2303� entstandene� geschäftsgebühr� zur� hälfte,�
höchstens�jedoch�mit�einem�gebührensatz�von�0,75�auf�die�Verfahrensgebühr�
des�gerichtlichen�Verfahrens�angerechnet�wird.�es�verweist�in�diesem�zusam-
menhang�auf�die�Beschlüsse�des�fg�hessen�vom�26.2.10�(11�Ko�103/10;�rVg-
report�2010,�308)�und�des�fg�Köln�vom�30.7.09�(10�Ko�1450/09;�efg�2009,�1075).

Die�Begründung�des�steuerberaters�im�erinnerungsverfahren,�dass�die�sinn-
gemäße�anwendung�der�Vorschriften�des�rVg�ausdrücklich�auf�die�Vergü-
tung� des� steuerberaters� im� gerichtlichen� Verfahren� beschränkt� ist� (§� 45�
stBgebV)�und�die�Vorschrift�des�§�40�stBgebV�zum�einen�nicht�das�gerichtli-
che�Verfahren�betrifft�und�zum�anderen� im�rahmen�der�stBgebV� in�einem�
besonderen� abschnitt� (abschnitt� 6)� geregelt� ist,� wird� im� erinnerungsbe-
schluss�nicht�berücksichtigt.�

Das�fg�verweist�in�diesem�zusammenhang�auf�§�45�stBgebV�und�ist�der�Mei-
nung,�dass�auch�dann�eine�anrechnung�zu�erfolgen�hat,�wenn�die�geschäftsge-
bühr�für�das�außergerichtliche�Vorverfahren�auf�der�grundlage�von�§�40�stBgebV�
entstanden�ist.�es�führt�aus,�dass�die�geschäftsgebühr�eines�rechtsanwalts�
nach�nr.�2300-2303�VV�rVg�der�geschäftsgebühr�eine�steuerberaters�nach��
§�40�stBgebV�entspricht�und�beide�Berufsgruppen�hinsichtlich�der�in�finanz-
gerichtlichen�Verfahren�zu�berücksichtigenden�gebühren�nach�§�45�stBgebV�
gleich�zu�behandeln�sind.

auch�diese�Begründung�ist�angreifbar,�weil�eben�gerade�§�45�stBgebV�nur�die�
gebühren� des� gerichtlichen� Verfahrens� anspricht� und� betrifft.� Der� Verord-
nungsgeber�hat�in�§�35�rVg�dem�im�rahmen�der�steuerberatenden�Tätigkeit�
tätigen�rechtsanwalt�vorgeschrieben,�dass�er�§§�23-39�stBgebV�anzuwenden�
hat�–�also�nicht�§�40�stBgebV.�für�den�rechtsanwalt�gelten�nr.�2300-2303�VV�
rVg.�Wenn�dies�der�Verordnungsgeber�ausdrücklich�so�unterschiedlich�für�
die� Berufsgruppen� regelt,� ist� nicht� nachvollziehbar,� wie� das� niedersächsi-
sche�fg�zu�seiner�Beurteilung�kommt.
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ergebnis
Die� angemessenen� und� notwendigen� gebühren� für� das� Verfahren,� das� im�
Beispiel�dargestellt�wurde,�wurden�auf�1/3�der�ursprünglichen�gebühren�ge-
strichen,�weil�für�das�Vorverfahren�lediglich�die�Mittelgebühr�anerkannt�wur-
de,�obwohl�Voraussetzungen�zum�ansatz�der�höchstgebühr�gegeben�waren�
und� gegen� die� einzelnen� Körperschaftsteuerbescheide� einspruch� geführt�
wurde.�für�die�gebührenbemessung�wurde�jedoch�wie�im�finanzgerichtlichen�
Verfahren�eine�zusammenfassung�und�reduzierung�des�Bemessungsgegen-
stands� vorgenommen.� Desweiteren� wurde,� obwohl� es� sich� um� ein� zusam-
mengefasstes� Verfahren� für� vier� Kalenderjahre� handelte,� das� tatsächliche�
ergebnis�nur�insoweit�als�Bemessungsgrundlage�anerkannt,�als�es�mit�dem�
Klageantrag�übereinstimmte,�also�nur�ca.�zur�hälfte.�es�wurde�nicht�gegen-
übergestellt,� welche� Kürzungen� der� steuer� beantragt� worden� waren,� son-
dern,�in�welchem�einzelnen�Kalenderjahr�welche�Kürzungen�beantragt�wor-
den�sind.�Die�sich�ergebenden�Verschiebungen�zwischen�den�Kalenderjahren�
wurden�ignoriert.

nach�den�Vorbemerkungen�3�abs.�4�zu�Teil�3�VV�rVg�wurde�darüber�hinaus�
die�gebühr�für�das�Vorverfahren�mit�dem�0,575-fachen�der�geschäftsgebühr�
gegengerechnet�und�darüber�hinaus�nur�11/14�der�Klägerin�erstattet.�Da�es�
eine�Beschwerdemöglichkeit�gegen�die�Kostenentscheidung�des�zuständigen�
senats�des�fg�nicht�gibt�(§�128�abs.�4�fgo),�muss�das�ergebnis�hingenommen�
werden,�obwohl�die�ausführliche�Darstellung�des�Tätigkeitsumfangs�und�der�
Tätigkeitsschwierigkeiten�im�Kostenbeschluss�nicht�gewürdigt�wurden.

PraxisHinweis |�aufgrund�dieser�enttäuschenden�Berechnung,�die�nicht�vor-
hersehbar�war,�kann�jeder�steuerberater,�der�eine�auskömmliche�gebühr�im�fi-
nanzgerichtlichen� Verfahren� sicher� vereinbaren� will,� dies� nur� im� rahmen� von�
schriftlichen�sondervereinbarungen�mit�seinem�Mandanten�erzielen.�Die�im�Bei-
spiel�genannten�Verfahrensweisen�sind�offenbar�üblich.�Da�gegen�eine�erinne-
rung� vor� dem� finanzgericht� ein� rechtsmittel� nicht� zulässig� ist,� müssen� diese�
unwägbarkeiten�im�rahmen�von�sondervereinbarungen�abgesichert�werden.�

Dem�Mandanten�muss�klargemacht�werden,�dass�er�selbst�bei�vollem�erfolg�des�
Klageverfahrens�nicht�mit�der�erstattung�der�gesamten�gebühren�rechnen�kann.

zum autor | Herr Gerald Schwamberger ist seit 27.9.11 als Ombudsmann der Steuerbe-
raterkammer Niedersachsen tätig. Der Ombudsmann kann von Mitgliedern, die sich in 
einer wirtschaftlichen Notlage befinden, angerufen werden. Er hat die Aufgabe, diese bei 
der Entwicklung von Lösungsmöglichkeiten zu unterstützen. Berufsaufsichts- und Wider-
rufsverfahren bleiben davon unberührt. Zudem ist Herr Schwamberger Mitglied des Ge-
bührenausschusses der Steuerberaterkammer Niedersachsen 

↘↘ weiTerführenDe�hinweise

• „Anrechnung einer Geschäftsgebühr im finanzgerichtlichen Verfahren“ in KP 08, 226

• „Gerichtskostenansatz bei teilweiser Gewährung von Prozesskostenhilfe“ in KP 10, 4
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